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Anders als frühere soziale Bewegungen, deren Vi-
sionen und Ziele die Wissenschaft als chiliastisch oder 
sozialrevolutionär definierte, sind gleich drei Beispiele 
in diesem Themenheft etwas vage als «Jugendbewe-
gungen» taxiert. Die grossen Demonstrationen der ver- 
gangenen zwei Jahre in Angola, Guinea Conakry und 
Uganda, die Lisa Rimli und Joschka Philipps bespre-
chen, wurden von jungen Leuten organisiert. Sie schei- 
nen unsere Erwartungen auf eindeutigere Labels nicht 
zu erfüllen. Wie weit sind solche Einordnungen jedoch 
westlich geprägt, Projektionen unserer Sicht dessen, 
was zu erringen not täte? Diesen Erwartungen passen 
sich die Bewegungen oft an, um in der weiten Welt 
wahrgenommen zu werden. Wie Joschka Philipps re-
flektiert auch Ineke van Kessel diese Möglichkeit im 
Falle des ANC, der – an die Macht gekommen – sich 
recht anders entwickelte, als sein Label es erwarten 
liess.

Die bewegte Jugend lässt sich allerdings auch aus 
einer nüchtern-faktischen Perspektive betrachten: Die 
neueste UNCTAD-Studie stellt die Demografie in den 
Vordergrund. Sie macht einmal mehr darauf aufmerk-
sam, dass in den Entwicklungsländern die jungen Leu-
te die breiteste Schicht überhaupt darstellen. Und die 
Jugend ist inzwischen auch in Afrika sehr viel besser 
gebildet: Im Schnitt schliessen etwa 60 Prozent der 
Eingeschulten heute die Primarschule ab, etwa 40 Pro-
zent auch die Sekundarschule, und acht Prozent besu-
chen eine Hochschule. Dieses Potenzial findet kaum Ab- 
satz. Arbeitsplätze zu schaffen war kein Ziel der her-
beigesehnten InvestorInnen, und keine Empfehlung 
der Weltbank unterstützte die Regierungen bei diesem 
Anliegen. Die Unzufriedenheit der jungen Leute hat 
also einen ganz konkreten Grund. Dass sie auf Um-
sturz der herrschenden Verhältnisse setzt, ist auch 
eine Reaktion auf die Untätigkeit der Regierenden in 
Bezug auf den Bedarf nach Arbeitsplätzen. Diese Un-
rast zu unterdrücken könnte gefährlich sein – vor al-
lem angesichts dessen, dass Afrika mit Waffen über-
schwemmt ist. � •

Susy Greuter

Susy Greuter ist 
Sozialanthropologin mit 
langjähriger Afrikaerfahrung und 
Mitglied des Afrika-Komitees. 
Kontakt: susy.greuter@sunrise.ch.

 Nachruf

Nelson Rolihlahla Mandela: 18. Juli 1918 – 5. Dezember 2013
red. Manche Krokodilsträne wurde in den letzten Wochen 

über den Tod Nelson Mandelas vergossen, des ersten Präsiden-
ten des neuen Südafrikas. Er war ein Symbol für den Kampf ge-
gen das menschenverachtende System der Apartheid und für 
die Gleichberechtigung aller SüdafrikanerInnen. Der Tod des 
ehemaligen ANC-Präsidenten hat auch das Afrika-Komitee be-
wegt, und wir möchten Mandela ein letztes Mal Ehre und Bewun- 
derung zollen. Gleichzeitig möchten wir jedoch in Erinnerung 
rufen, dass der in den Nachrufen so prominente Wunsch nach 
(Wahrheit und) Versöhnung auch mit der Idee der Entschädi-
gung verknüpft war. Leider hat sich die Schweiz diesbezüglich 
weit weniger kooperativ gezeigt, als zu Zeiten der Apartheid. 
Dem Nationalen Forschungsprojekt 42+, das die Beziehungen 
zwischen der Schweiz und Apartheid-Südafrika durchleuchtete, 
wurde der Zugang zu wichtigen Akten verwehrt. Noch immer 
sind diese unter Verschluss. •



Was bewegt soziale Bewegungen?
Eine Annäherung an ein aktuelles Phänomen

Vor dem Hintergrund historischer Beispiele wird 

aktuellen Protestbewegungen oftmals vorgehal-

ten, es fehle ihnen an Zielgerichtetheit. Entschei-

dend mag jedoch sein, dass sie das Potential von 

Gesellschaften aufzeigen, Kritik zu üben. Elísio 

Macamo führt ins Thema ein.

Der slowenische Philosoph Slavoj Zizek hält nicht 
viel von Protesten. «Occupy Wall Street», Tahrirplatz, 
Jugendkrawalle in London – dies sind alles Ereignisse, 
die ihn kalt lassen. «Shoplifters of the World Unite», so 
der Titel des Buches, in dem er diesbezüglich seinen 
Unmut äussert. Sein Hauptvorwurf lautet: Es sind Re-
volten, die nichts fordern. Im Klartext: Revolten ohne 
Plan. Solche Revolten können nur scheitern, sie sind 
aussichtslos. Benjamin Arditi, ein Politikwissenschaft-
ler aus Paraguay, hält dagegen. Die Revolten brauchen 
keinen Plan, weil sie selbst der Plan sind. Wichtig ist 
allein, dass Unmut geäussert wird. Die Solidarität, die 
Parolen und die Erinnerungsstücke, die dadurch ent-
stehen, können die Initialzündung für eine echte Ver-
änderung sein.

So könnte man den wissenschaftlichen Stand der 
Forschung über soziale Bewegungen knapp zusammen- 
fassen. Es handelt sich um erkenntnistheoretische Per-
spektiven, die für die Forschung, aber auch für die 
Entwicklungspolitik relevant sind. Sind soziale Bewe-
gungen Alternativentwürfe, die von der Entwicklungs-
politik aufgegriffen werden können, um die Verände-
rungen herbeizuführen, die Entwicklungsländer für ihre 
Entwicklung brauchen? Oder sind sie einfach Ausdruck 
davon, dass das Potential zur Kritik in diesen Gesell- 
schaften vorhanden ist? Zizek ist ein Marxist und 
glaubt daran, dass die Geschichte ein Ende hat, und 
dass dieses Ende der Sinn der Geschichte ist. Proteste, 
die einen Plan haben, entsprechen diesem Sinn. Arditi 
hingegen ist eher ein Anarchist, zumindest klingt er 
so. Der Protest an sich, die Tatsache, dass er stattfin-
det, reicht ihm aus. Planlosigkeit bedeutet nicht Sinn-
losigkeit. Und der Sinn von Protesten liegt darin, dass 
es sie gibt. 

Zizek und Arditi stecken mit ihren gegensätzlichen 
Perspektiven das Feld ab, innerhalb dessen Fragen 
über Sinn und Unsinn sozialer Bewegungen heutzuta-
ge gestellt werden können. Früher fragte man nach 
dem revolutionären Potential – aber wäre eine solche 
Frage fair? Sind die von Lisa Rimli beschriebenen Ju-
gendproteste in Angola weniger relevant, weil sie wo-
möglich kein revolutionäres Potential besitzen? Ver-
schwinden deswegen die Probleme, die die Demon- 
strierenden aufgreifen? Das ist der Grund, weshalb es 
sich lohnt, noch einmal auf die Frage einzugehen, was 
BeobachterInnen von sozialen Bewegungen wahrneh-
men. Dem geht Ineke van Kessel nach, insbesondere 
der Frage, wie Sachverhalte durch soziale Bewegun-
gen gedeutet werden. Aber lassen sich Proteste auf 
sich selbst reduzieren? Joschka Philipps befasst sich in 
seinem Beitrag insbesondere mit der medialen Rück-
wirkung der Berichterstattung auf die Proteste. Er fo-
kussiert auf die Eigendynamik von Protesten und un-
tersucht, wie sie sich selbst reproduzieren. Es muss 

allerdings gefragt werden, ob dabei nicht die Gefahr 
besteht, dass die Protestierenden nicht einmal die Zeit 
– und Lust – haben, die Veränderungen wahrzunehmen, 
die sie durch ihr Handeln möglich gemacht haben.

Soziale Bewegungen lassen viele Deutungen zu, 
aber bestimmt nicht beliebig viele. Was bewegt sozia-
le Bewegungen heutzutage in Afrika? Warum verdie-
nen sie unsere Aufmerksamkeit? Sind soziale Bewe-
gungen Ausdruck von Alternativentwürfen oder ein- 
fach eine sich selbst reproduzierende Selbstinszenie-
rung? Dass es möglich ist, so viele Fragen zu stellen, 
ist Ausdruck davon, wie lebendig afrikanische Gesell-
schaften sind. Es ist Ausdruck ihrer Fähigkeit, sich um- 
zuwandeln. Fragen nach sozialen Bewegungen sind 
deswegen immer Fragen danach, wie Afrika lebt und 
erlebt. Es sind Fragen nach dem Zustand des Konti-
nents.  � •

Der Soziologe Elísio Macamo ist Professor für Afrikastudien  
an der Universität Basel. Kontakt: elisio.macamo@unibas.ch,
www.zasb.unibas.ch (Bild: Veit Arlt 2009).
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 Forschung zum Thema

Soziale Bewegungen im Fokus
Die Idee für dieses Themenheft entstand im 

Rahmen eines Doktorandenworkshops am Zen-
trum für Afrikastudien Basel, in dem sich die 
TeilnehmerInnen mit sozialen Bewegungen aus 
sozialwissenschaftlicher Perspektive auseinan- 
dersetzten. Im Zentrum stand die Frage, inwie-
weit die mediale Berichterstattung und die Art 
und Weise, wie die heutigen Bewegungen durch 
die Wissenschaft konzeptualisiert werden, ihre 
Gestalt prägen. Welchen Einfluss hat die Hal-
tung der Forschenden zu den Protestierenden 
auf ihre Wahrnehmung und welches Verständ-
nis von Zivilgesellschaft liegt dieser Haltung zu 
Grunde? Der Workshop war Teil des Ausbil-
dungsmoduls «Methodological Challenges in 
Area Studies», das von der schweizerischen Uni- 
versitätskonferenz SUK finanziert wird.� •



Proteste, soziale Bewegungen und ihre Beob achterInnen
Wie die globale Berichterstattung Afrikas Protestbewegungen beeinflusst

Online-Medien zufolge fanden allein innerhalb der 
letzten drei Jahre schwerwiegende politische Proteste 
in mehr als einem Drittel der nicht-arabischen afrikani-
schen Länder statt. Als schwerwiegend galten sie ent-
weder hinsichtlich der Zahl von Demonstrierenden und 
Opfern oder bezüglich ihrer Neuheit in der nationalen 
Geschichte. Die Gründe waren vielfältig. Preissteige-
rungen bei Grundnahrungsmitteln und Benzin führten 
beispielsweise zu Unruhen in Burkina Faso, Malawi, Mo- 
zambique, Nigeria und Uganda; Vorwürfe der Korrup-
tion und der Wahlfälschung zu Anti-Regierungsprotes-
ten in Angola, Benin, Djibouti, Gabun, Guinea, Leso-
tho, Senegal, Südafrika, Sudan, Swaziland und Togo. 

Die Selbstverständlichkeit
afrikanischer Proteste
Die Vielzahl der Proteste ist dabei für die Wenigs-

ten erstaunlich, im Gegenteil: Es versteht sich gewis-
sermassen von selbst, dass die Menschen in Afrika auf 
die Strasse gehen. In Zeitnähe zum arabischen Früh-
ling und mit der Verfügbarkeit von Handys, Internet, 
Facebook und Twitter, die freien Zugriff auf Informatio- 
nen erlauben, scheint nichts einleuchtender zu sein, 
als dass die afrikanischen Gesellschaften die Notwen-
digkeit politischen Wandels «verstanden» haben. Und 
während die theoretische Debatte sich noch (zu Recht) 
um die Frage dreht, ob es konzeptuell richtig sei, von 
«sozialen Bewegungen» zu sprechen, entwickelt sich 
das Phänomen in immer schnellerem Tempo weiter. 

Was erstaunen sollte, ist die ungebrochene Selten-
heit von Erfolgsgeschichten gelungener Staatsreformen. 
So gut wie nie hört man von Staaten, in denen die Pro-
teste wirklich etwas gebracht haben. Sobald sie ab-
klingen – in der Regel ohne einen Regimewechsel – 
konzentrieren sich die Medienberichte meist wieder 
auf ethnische Konflikte oder Korruptionsskandale und 
sprechen von den enttäuschten Hoffnungen der eins-
tigen sozialen Bewegung. 

Intuitiv mögen wir davon ausgehen, dass die jewei- 
ligen Staaten mit ihren aufgeblähten Sicherheitsappa-
raten und dem Aufkaufen von RegimekritikerInnen ein- 
fach zu mächtig sind gegenüber den Protestierenden, 
dass das Volk schlichtweg keine Chance hat. Das zu-
mindest entspricht der Darstellung der globalen Me-
dien. Gleichzeitig ist nicht zu übersehen, dass die 
Hoffnungen, die an die Protestbewegungen geknüpft 
werden, Enttäuschungen produzieren, über die später 
lamentiert wird. Dies lädt ein, über die Wechselwir-
kungen zwischen Realität und medialer Repräsenta-
tion nachzudenken. 

Guinea: Sinnstiftende Dramatik?
Nehmen wir das Beispiel Guinea-Conakry ohne hier 

auf den nationalen Hintergrund einzugehen (siehe hier- 
zu Afrika-Bulletin Nr. 152). Guinea schwankt im media-
len Diskurs seit Jahren zwischen Hoffnung und Sorge, 
Konsolidierung und Destabilisierung, Demokratisie-
rung und drohendem Bürgerkrieg. Was von aussen als 
dramatisches Hin und Her gezeichnet wird, erscheint 
den meisten Menschen vor Ort in der Regel weit regel-
mässiger. Natürlich gibt es einschneidende Ereignisse 
wie den Generalstreik 2007 oder die erste demokrati-
sche Präsidentschaftswahl 2010. Doch nach den Tur-
bulenzen der letzten Jahre teilen die meisten Guineer-
Innen eine weitestgehend skeptische Distanz zur Po- 
litik, beobachten ironisch die unklaren Entwicklungen 
und schwanken nicht selten zwischen Desinteresse 
und Zynismus. 

Gleichzeitig gibt es auch das Gegenteil: Jene Gui-
neerInnen, die den Mediendiskurs aufgreifen und des-
sen Repräsentationen gewissermassen wieder realisie- 
ren. Bei meinem jüngsten Aufenthalt in Conakry im 
November 2013 eröffnete mir ein langjähriger Infor-
mant und Gangleader mit dem Strassen-Pseudonym 
«Dr. Dre», dass es nun Waffen bräuchte, um den «Mo-
therfucker Président» (in den er einige Jahre zuvor 
grosse Hoffnungen gesetzt hatte) von der Macht zu 
vertreiben. Dr. Dre versicherte mir, er würde es im Zwei- 
felsfalle mit den Militärs aufnehmen und sich als Mär-
tyrer für die Demokratie opfern, damit die Kinder und 
die Jugend des Landes eine bessere Zukunft vor sich 
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Protestbewegungen setzen 
die Aufmerksamkeit der 

Medien bewusst ein, doch 
die internationale Be- 

richterstattung und Wahr- 
nehmung wirkt ihrerseits 

auf die Bewegungen zurück 
(Bild: Screenshot der 
Al-Jazeera Webseite, 

Joschka Philipps und Veit 
Arlt 2014). 

Die mediale Berichterstattung zu politischen Protesten schwankt zwischen gut zu vermarktenden Extre-

men: einerseits die Hoffnung auf politischen Wandel, andererseits die Enttäuschung über dessen Aus-

bleiben. Übersehen wird dabei, dass die Medien häufig kalkulierter Teil der Proteste sind. Beispiele aus 

Guinea und Uganda machen deutlich, dass Demonstrierende sich direkt auf die Fernsehbilder und Be-

richte aus anderen Teilen der Welt beziehen, und dass sie ihre Proteste teilweise gezielt auf ein globales 

Publikum ausrichten. Joschka Philipps beleuchtet, was dies für unsere Position als vermeintlich unbetei-

ligte BeobachterInnen bedeutet.



Proteste, soziale Bewegungen und ihre Beob achterInnen
Wie die globale Berichterstattung Afrikas Protestbewegungen beeinflusst

hätten. Dr. Dre, wie viele seiner Freunde, ist in die 
meisten der politischen Proteste involviert. Fürs Stei-
newerfen auf die Polizei und fürs Anzünden von Auto-
reifen auf der Strasse bekommt er Geld von Politikern 
und Respekt von seinen ihm untergebenen Bandenmit- 
gliedern. Die politischen Ziele seiner Protestaktionen 
wechseln mit unterschiedlichen Geldgebern ähnlich 
brüsk wie seine politischen Hoffnungen und Enttäu-
schungen und ähnlich dramatisch wie die mediale Be-
richterstattung. 

Dass die Medien einen deutlichen Einfluss auf ihn 
und andere Jugendliche haben, zeigt sich in den Na-
men, die sie den politischen Brennpunkten der Stadt 
geben: Den Stadtteil Bambéto nennen sie Baghdad, 
Hamdallaye ist Gaza, Kaporo Rails wird zu Kabul und 
das Viertel Koloma heisst im politisierten Ghetto-Slang 
Tora Bora. Seit 2011 sind Bezeichnungen wie Benghasi 
dazugekommen. So wirkt die weltweite Berichterstat-
tung auf das Phänomen zurück: Sie bietet den jungen 
Männern und Frauen im kaum bekannten Conakry An-
knüpfungspunkte zur medialen Dramatik internatio-
naler Konflikte, sie ermöglicht ihnen die Identifikation 
mit vielbeachteten RebellInnen im Kampf gegen einen 
ungerechten und brutalen Staat. Entsprechend stolz 
sind die jungen Männer und Frauen, wenn sie sich 
Steine schmeissend im Fernsehen wiedersehen. Zwar 
werden sie dort in der Regel als Problem bezeichnet, 
doch zumindest haben sie einer medialen Öffentlich-
keit gezeigt, dass sie existieren. 

Uganda: Protest in Szene gesetzt
Eine solche Rückkoppelung zwischen medialer Be-

richterstattung und Realität lässt sich fast noch deutli-
cher in Ugandas Walk-to-Work-Protesten im April 2011 
beobachten. Damals schlossen sich Demonstrierende 
zu Tausenden der Organisation A4C (Activists for 
Change) und dem Oppositionsführer Kizza Besigye an 
und liefen zur Arbeit anstatt Taxis und Autos zu nut-
zen. Hintergrund waren die aufgrund der Inflation ge-
stiegenen Nahrungsmittel- und Benzinpreise sowie eine 
generelle Frustration über die Regierung. Obwohl Prä-
sident Museveni erst zwei Monate zuvor mit satten 68 
Prozent der Stimmen im Amt bestätigt worden war, em- 
pörten sich nun viele UganderInnen über seinen Kauf 
von Kampfjets für 740 Millionen USD (ohne Konsulta-
tion des Parlaments) und seine pompöse Vereidigung 
für 1,3 Millionen USD. Dies geschah – wohlbemerkt – 
im Kontext akuter Mittellosigkeit eines Grossteils der 
Bevölkerung und der Unterfinanzierung des Gesund-
heits- und Bildungssystems. Die Sicherheitskräfte re-
agierten mit enormer Gewalt, was die Demonstratio-
nen zu heftigen Ausschreitungen anschwellen liess. 
Mindestens zehn Menschen starben; Dutzende von 
DemonstrantInnen (unter ihnen auch Besigye) wurden 
schwer verletzt, Hunderte wurden verhaftet. Mahmood 
Mamdani, Ugandas intellektuelle Eminenz, sprach da-
mals von einem bedeutungsvollen Bruch mit der Rou-
tine, der Uganda herausfordere, eine neue Form der 
Politik zu entwickeln und dies über lange Zeit. 

Doch meine InterviewpartnerInnen in Kampala 
zeigten sich nicht enttäuscht hinsichtlich der bisher 
unerfüllten Hoffnungen. Die meisten sahen die Protes-
te von vornherein als Teil des politischen Spiels, als 

instrumentelle Show, die nicht zuletzt geführt wurde, 
um von den nationalen und internationalen Medien 
repräsentiert zu werden. AktivistInnen erzählten mir, 
dass sie junge Frauen gezielt in die ersten Reihen stell-
ten, damit sie von den Kameras eingefangen würden, 
dass die Brutalität der Polizei herausgefordert wurde, 
damit die ugandische Regierung international für 
Menschenrechtsverletzungen angeklagt würde (was 
dann auch geschah), und damit die Opposition von 
internationalen Geldgebern finanzielle Unterstützung 
erhalten würde. Jugendliche wurden von der Oppositi-
on aus den Slumvierteln nach Downtown Kampala 
transportiert, um im Zentrum des Staates vor den Jour-
nalistInnen und in aller Öffentlichkeit ihrem Unmut 
Luft zu verschaffen. 

Das Unbehagen der  
beobachteten BeobachterInnen 
Die Beispiele aus Guinea und Uganda zeigen, dass 

die mediale Berichterstattung mit ihrem Schwanken 
zwischen Triumph und Abscheu Teil der Proteste ist 
und nicht das neutrale Abbild einer Situation. Und eben- 
so wie die Medien sind wir als Beobachtende nicht ab-
seits der Proteste, sondern mit einkalkuliert: Unsere 
Solidarität mit den Unterworfenen, unsere Hoffnungen 
auf gerechtere Formen der Staatlichkeit, und unsere 
potentiellen Appelle an machtvolle Institutionen im 
globalen Norden wirken zurück auf das Phänomen, 
das wir aus vermeintlicher Ferne verfolgen. 

Das Unbehagen der BeobachterInnen, die bemer-
ken, dass auch sie beobachtet werden, ist in diesem 
Falle besonders akut. Denn zum einen basieren gut 
gemeinte Solidarisierungen mit sozialen Bewegungen 
nicht immer auf fundierten Kenntnissen der verschie-
denen Parteien vor Ort. Zum anderen bestätigt die ef-
fektheischende Berichterstattung ein klassisches Afri-
kabild: Indem die Proteste selbst als Erfolg stilisiert 
werden und das vermeintliche Ausbleiben von Verän-
derung als Problem, verfestigt sich der Eindruck, dass 
korrupte Regierungen drastischer Interventionen be-
dürfen. Gott sei Dank, mag man denken, kommen die- 
se Interventionen nun aus dem eigenen Land. Doch 
vielleicht sind wir als BeobachterInnen involvierter, als 
wir glauben. � •
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Über Twitter und andere 
Kanäle wird auf Protest- 
aktionen und Bewegungen 
hingewiesen, die es  
(noch) nicht in die Medien 
geschafft haben (Bild: 
Screenshot eines 
Twitter-Streams, Joschka 
Philipps 2014).

Joschka Philipps ist 
Doktorand am Zentrum  
für Afrikastudien Basel.  
Kürzlich erschien sein Buch 
«Ambivalent Rage» zu 
Jugendgangs und politischen 
Konflikten in Conakry bei 
L’Harmattan, Paris (siehe 
Afrika-Bulletin Nr. 152.) 
Derzeit forscht er zum 
gleichen Thema in Kampala, 
Uganda. Kontakt: joschka.
philipps@unibas.ch.



Die südafrikanische Befreiungsbewegung
Wurden ihre Ideen verraten oder das Ziel erreicht?

Zwei Jahrzehnte nach dem Ende der Apartheid ist 
in Südafrika oftmals von Verrat die Rede, wenn ehema-
lige AktivistInnen oder linksliberale AkademikerInnen 
die gegenwärtige Lage diskutieren. Die amtierende Re- 
gierungspartei ANC habe die grundlegenden Ideale ei-
ner gerechten, weniger ungleichen und nicht-rassisti-
schen Gesellschaft verraten, die sie als Freiheitsbewe-
gung hochgehalten hatte. Während meiner Disserta- 
tion zur United Democratic Front (UDF) interviewte ich 
in den frühen 1990er-Jahren AktivistInnen an drei ver-
schiedenen Orten: in einem Township 50 Kilometer 
westlich von Johannesburg, in einem Dorf in einem frü- 
heren Homeland und in den Cape Flats bei Kapstadt. In 
den ersten beiden Fällen handelte es sich um afrikani-
sche InformantInnen, während die in den Cape Flats 
interviewten MedienaktivistInnen meist «farbige» (co-
loured) StudentInnen waren. Die UDF war eine Dachor-
ganisation mit Hunderten von affiliierten Organisatio-
nen, darunter Studierenden-, Frauen- und Kirchengrup- 
pen, Gewerkschaften und eine Vielzahl von lokalen Or- 
ganisationen und Bürgergemeinschaften. Dieselben 
Menschen und Orte zwei Jahrzehnte später wiederzu-
sehen führte auch zu einer Reflektion über meine Rolle 
als Forscherin: Wie verstehen wir die Perspektive un-
serer InformantInnen, sowohl hinsichtlich ihrer eige-
nen Vorstellungen wie auch bezüglich des weiteren Kon- 
textes? Was meinen befragte Personen mit dem, was 
sie sagen, und bis zu welchem Grad spiegeln ihre Per-
spektiven die vorherrschenden Diskurse ihrer Zeit 
wieder? Welche Vorstellungen hatten meine Interview-
partnerInnen von ihren Zielen, als sie 1990 die «Dikta-
tur des Proletariats» forderten, die «Macht dem Volk» 
übertragen wollten und eine nicht-rassistische Gesell-
schaft als Ziel ihrer Bewegung proklamierten? Was ging 
in ihnen vor, während sie bis tief in die Nacht über mar- 
xistisch-leninistischen Klassikern brüteten? 

Wenn ihre Ambitionen sich zwei Jahrzehnte später 
mehr oder weniger auf einen Mercedes, drei Kredit-
karten und den grünen Rasen im Vorgarten reduzieren, 
bedeutet das, dass sich ihre Vorstellungen radikal ver-
ändert haben? Oder hat sich einzig und allein die Aus-
drucksweise verändert? Handelt es sich letztlich um 
die Anpassung an legitime und legitimierende Mund-
arten in einem sich wandelnden Umfeld? Während man 
zehn Jahre zuvor noch kollektivistische Ansprüche von 
AktivistInnen erwartete, wurden ab 2000 Hoffnungen 
auf materiellen, individuellen Erfolg sozial akzeptabel. 

Gleichheit, Demokratie und Non-racialism 
Meine ursprüngliche Forschung konzentrierte sich 

auf die drei Themen Gleichheit, Demokratie und «Non-
racialism». Gegen 1990 pflegten meine InformantInnen 
das Ideal einer egalitären Gesellschaft, welches weit 

über die Idee von rechtlicher Gleichstellung hinaus-
ging. Sie strebten nach tiefgreifender, also auch mate-
rieller Gleichheit und nach einer entsprechend massi-
ven Umverteilung. Demokratie wurde als partizipativ 
und vom Volk ausgehend verstanden, nicht als politi-
scher Pluralismus im Sinne der liberalen Demokratie. 
Non-racialism bedeutete, dass Rasse nicht länger eine 
relevante Kategorie in der Gesellschaft darstellt, be-
ziehungsweise dass Menschen aller rassischen Kate-
gorien gleich behandelt werden. 

Um das Jahr 1990 schienen progressive Akademi-
kerInnen und AktivistInnen die gleichen Ansprüche 
und Hoffnungen zu teilen und zu propagieren. Doch 
heute beklagen AkademikerInnen die ungezügelte Kor- 
ruption und die materialistische Konsumgesellschaft, 
die Erosion des Non-racialism und die Untergrabung 
demokratischer Institutionen unter dem Deckmantel 
der «Transformation». Während fast alle Befragten ehe- 
maligen AktivistInnen Korruption scharf kritisieren, 
werden die anderen Aspekte jedoch nur von den we-
nigsten afrikanischen InterviewpartnerInnen beklagt. 
Für die meisten von ihnen ist die Revolution unvoll-
ständig, ihre Ideale wurden jedoch nicht betrogen. Po- 
litische Freiheit wurde erfolgreich erkämpft, allein die 
wirtschaftliche Befreiung muss noch erreicht werden. 
Bei den meisten Befragten haben sich die Lebensbedin- 
gungen und Möglichkeiten während der letzten zwan-
zig Jahre enorm verbessert. 

Farbige (coloured), indische und weisse Ex-Aktivis-
tInnen sorgen sich weitaus mehr um die Demokratie 
und beklagen insbesondere den graduellen Niedergang 
des Ideals einer nicht-rassistischen Gesellschaft. Wäh-
rend «Transformation» vor zwanzig Jahren eine weit-
reichende Entwicklung hin zu einer inklusiven, das gan-
ze Volk repräsentierenden und verantwortlichen Demo- 
kratie beschrieb, steht der Begriff heute als Kürzel für 
einen eher eng definierten afrikanischen Nationalismus. 

Marxismus und Mercedes
Der erneute Besuch der Dörfer in Sekhukhuneland, 

mittlerweile der Provinz Limpopo zugeordnet, bedurf-
te mehr als einer simplen Übersetzung der alten Ge-
schichte in einen neuen Abschnitt südafrikanischer His- 
torie. Im Zuge der Diskussionen um Demokratie, Gleich- 
heit und Entwicklung im heutigen Südafrika sah ich 
mich gezwungen, die grundlegenden Konzepte zu über- 
prüfen, die in den frühen 1990ern allgegenwärtig wa-
ren. So bemerkte ein ehemaliger Aktivist mürrisch, wie 
ungleich die Vorteile der Befreiung verteilt worden 
seien: «Wir fürchten, dass sie keine Mercedes mehr 
haben, wenn wir einmal an der Reihe sind.» Gleichzei-
tig bezichtigte er den ANC einer «kapitalistischen Aus-
richtung» und beschwerte sich über sein mageres Ge-
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Wie sehen Südafrikas einstige AktivistInnen die Entwicklung ihres Landes nach dem Ende der Apart-

heid? Sind die Ziele des Kampfes gegen die Apartheid ihrer Ansicht nach erreicht? Oder fühlen sie sich 

in ihren einstigen Idealen betrogen? In den 1980ern ging für die AktivistInnen das Gleichheitsprinzip 

sehr viel weiter als die rechtliche Gleichstellung; es zielte auf materielle Gleichheit und eine massive 

materielle Umverteilung. Die Historikerin Ineke van Kessel hat AktivistInnen, die sie erstmals zwischen 

1990 und 1992 interviewte, erneut zu ihren Ansichten befragt. 



Die südafrikanische Befreiungsbewegung
Wurden ihre Ideen verraten oder das Ziel erreicht?

halt als Schulrektor, das ihm noch nicht einmal ermög- 
liche, Aktien zu kaufen. Rhetorisch war er der freien 
Marktwirtschaft gegenüber ebenso feindlich gesinnt 
wie dem «Kapitalismus» im Allgemeinen und dem «neo- 
liberalen Programm» des ANC im Besonderen. Doch im 
selben Atemzug grollte er darüber, dass er nicht Teil 
der neuen schwarzen Elite war, deren pompösen Kon-
sum er beneidete. Ähnliche Argumentationsmuster 
konnte ich unter ehemaligen JugendaktivistInnen beo-
bachten, die nun, mittleren Alters, im Bildungssektor 
oder der Provinz- und Kommunalverwaltung arbeite-
ten. Der Refrain «Ich will auch reich sein» folgt nahtlos 
auf Beschwerden über die neoliberale Politik in Südaf-
rika. 

Es ist nun zwanzig Jahre her, dass die ersten freien 
Wahlen das Ende der Apartheid einläuteten und der 
ANC die Macht ergriff. Dessen 100. Geburtstag 2012 
war eine perfekte Gelegenheit für eine Standortanaly-
se: Hat die Bewegung ihre Mission erfüllt? Hat sie das 
südafrikanische Volk befreit und «ein besseres Leben 
für alle» ermöglicht? Oder hat der ANC dieses Anliegen 
verraten und seine Versprechen einer gerechteren Ge-
sellschaft vergessen, während sich seine Führung im 
Wettstreit um Staatsressourcen und Selbstbereiche-
rung befindet? 

Die Antwort auf diese Frage hängt vor allem davon 
ab, wie der Befreiungskampf des ANC beschrieben und 
interpretiert wird, das heisst von dessen «Framing»: 
Wie werden Kernthemen strategisch mit einem explizi-
ten oder impliziten Verweis auf einen ideologischen 
oder theoretischen Rahmen präsentiert? Framing ist 
ausschlaggebend, um Unterstützung für ein Anliegen 
zu mobilisieren und Legitimität zu erlangen und muss 
als dynamischer Prozess verstanden werden. Fast von 
einem Tag zum anderen wurden die zuvor als «Young 
Lions» gefeierten Jugendlichen der Townships neu als 
Nichtsnutze, faule SchulabbrecherInnen und Mitglie-
der krimineller Strassengangs beschrieben. 

Doch haben sich die Anliegen des ANC überhaupt 
fundamental geändert? Und wie wurden sie seinerzeit 
von der breiten Masse verstanden? Aus historischer Per- 
spektive erscheinen die 1970er- und 1980er-Jahre als 
eher untypische Phase des ANC. Die Bedingungen im 
Exil waren der Radikalisierung zuträglich; die Südafri-
kanische Kommunistische Partei konnte sich eines gros- 
sen Teils der ANC-Führung bemächtigen. Doch auf 
lange Sicht verkörperte der ANC eher die Anliegen der 
schwarzen Mittelklasse und jener, die Teil von ihr wer-
den wollten. 

Das Erbe der Kolonie
Haben wir das Wesen des antikolonialen Befreiungs- 

kampfes also all die Jahre missverstanden? Haben wir 
sympathisierende AkademikerInnen, Solidaritätsakti-
vistInnen und JournalistInnen, unsere eigenen egalitä-
ren Utopien auf die nationalen Befreiungsbewegun-
gen in der Dritten Welt projiziert? Waren letztere aller 
revolutionären Rhetorik zum Trotz vielleicht eher dar-
auf ausgerichtet, die Kolonie zu beerben anstatt dem 
Kolonialismus ein Ende zu setzen? 

Ein solches Framing erscheint sehr wahrscheinlich, 
insbesondere wenn wir eine Langzeitperspektive auf 
die Geschichte des ANC einnehmen: Wenn die derzei-

Aufwändige Hochzeiten 
bieten der neuen schwarzen 
Mittelklasse Südafrikas die 
perfekte Gelegenheit, ihren 
neu errungenen Wohlstand  
zur Schau zu stellen  
(Bild: Ineke van Kessel, 
Sekhukhuneland 2007).

tige Sachlage einem Verrat am Vorsatz des ANC ähnelt, 
nehmen wir an, dass die radikalisierte soziale Bewe-
gung der 1980er und ihre marxistische Terminologie 
die «wahre» Befreiungsbewegung widerspiegelt. Doch 
wenn wir eine Langzeitperspektive einnehmen und den 
ANC als Repräsentanten der aufstrebenden schwarzen 
Mittelklasse verstehen, schliesst sich der Kreis mit den 
Entwicklungen seit 1990. 

Beabsichtigten die BefreiungskämpferInnen im 
Grunde, die Kolonie zu übernehmen und sich an dem 
zu erfreuen, was die weissen kolonialen Herrscher ex-
klusiv genossen hatten: dem komfortablen Lebensstil 
mit grosszügigen Häusern, eleganten und teuren Au-
tos, Hausangestellten und grünen, weitläufigen Gär-
ten? Warum sonst die verzweifelten Versuche, die un-
fruchtbaren, staubigen Gärten im dörflichen Sekhuk- 
huneland trotz knappen Wasserressourcen mit Rasen-
sprengern in Grünflächen umzuwandeln, wobei die 
üppigen Gärten in Johannesburg als Rechtfertigung 
angeführt werden?

Mit diesen Reflektionen zu meiner laufenden For-
schung möchte ich vor dem Risiko eines akademischen 
Framings warnen, wonach wir unsere Forschungsob-
jekte so beschreiben, dass sie unsere eigenen Interes-
sen reflektieren und den neuesten theoretischen Mo-
den entsprechen. Die akademische Industrie produ- 
ziert immer kurzlebigere Zyklen theoretischer Ansät-
ze. Die Herausforderung ist, in dieser kompetitiven 
Industrie zu überleben und gleichzeitig seinem For-
schungsgegenstand gerecht zu werden. � •

Ineke van Kessel forscht am African Studies Centre, Leiden, 
Niederlande. Die Historikerin arbeitete zuvor als Journalistin.  
Ihr derzeitiges Forschungsprojekt ist eine Folgestudie zu  
ihrer Dissertation «Beyond our Wildest Dreams: the United 
Democratic Front and the Transformation of South Africa» (2000). 
Erste Ergebnisse veröffentlichte sie unter dem Titel «Revisiting 
Sekhukhuneland: Trajectories of Former UDF Activists in 
Post-Apartheid South Africa» im von Arianna Lissoni, Jon Soske, 
Natasha Erlank, Noor Nieftagodien und Omar Badsha 
herausgegebenen Sammelband «One Hundred Years of the ANC: 
Debating Liberation Histories Today» (2012). Kontakt:  
kessel@ascleiden.nl.
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34 Jahre sind zu viel
Angolas Protestbewegung der frustrierten Jugend

8

Lisa Rimli dokumentierte als Angola-Beauftragte 

von Human Rights Watch die jüngste Protestbe-

wegung und Repressionswelle. Sie hat in den 

letzten Jahren mit Dutzenden der jungen Aktivis-

tInnen im Land gesprochen und mehrere Demon-

strationen beobachtet. Sie beantwortet hier eine 

Reihe von Fragen, die Susy Greuter ihr stellte.

Susy Greuter: Was ist das «Movimento revolu-
cionário», diese Protestbewegung, die sich 
«revolutionär» nennt? Hat die Bewegung ein 
Manifest, zu dem sich die Leute bekennen? 
Lisa Rimli: Es gibt kein schriftliches Manifest, keine 

zentrale Organisation und auch keine von allen Akti-
vistInnen anerkannten FührerInnen. Die Bewegung be- 
steht überwiegend aus Männern. Sie bildete sich lose 
aus verschiedenen Gruppen von Studierenden an den 
Universitäten, dem Milieu der Rap-Musik und Jugend-
aktivistInnen in den Städten, in erster Linie in der 
Hauptstadt Luanda, mittlerweile auch in anderen Städ-
ten wie zum Beispiel Benguela. 

Eine Art Gründungsmanifest ist der Aufruf zur De-
monstration vom 7. März 2011 gegen José Eduardo dos 
Santos: «Manifestação contra a Ditadura Joséeduardiz-
ada / Angola diz Basta / 32 anos de Tirania e Má Gover-
nação» (Demonstration gegen die «joseeduardisierte» 
Diktatur / Angola sagt, es reicht / 32 Jahre Tyrannei und 
schlechte Regierungsführung) auf dem Pamphlet, oder 
als Kurzmotto: «32 é muito» (32 sind zu viel). Dies war 
ein bislang ungewohnt expliziter Aufruf zum Rücktritt 
des Präsidenten Dos Santos, der unterdessen schon 
seit 34 Jahren an der Macht ist. Alles begann mit einer 
im Februar 2011 anonym übers Internet angekündig-
ten Demonstration am besagten Datum, offenbar er-
mutigt von dem noch frischen Eindruck des arabischen 
Frühlings. Die eigentliche Demonstration fand gar nicht 
statt. Die Polizei kam dem Protest zuvor und verhafte-
te in den frühen Morgenstunden eine Gruppe von Rap-
perInnen und JournalistInnen, die sich am Unabhängig- 
keitsplatz in Luandas Stadtzentrum aufhielten. Doch 
die Einschüchterungskampagne und geradezu para-
noide Reaktion der Regierungspartei unter Dos Santos 
gegenüber dieser neuen Generation von Opposition hält 
bis heute an. Wer gegen den «Friedensarchitekten» Dos 
Santos ist, ist gegen den Frieden, wiederholen die Staats- 
medien ad nauseam – in steter Ermahnung an den 27- 
jährigen Bürgerkrieg, der 2002 endete. 

Das Datum des 7. März galt bald als konstitutiv für 
die «Revús», wie die AktivistInnen auch genannt wer-
den. Seit 2011 organisierten die «Revús» (ein Kürzel für 
die «Revolucionários») eine Reihe von friedlichen Pro-
testen. Die Behörden verboten alle und liessen sie von 
einem geradezu absurd überproportionalen Aufgebot 
von Sicherheitskräften und bewaffneten zivilen Mili-
zen im Anfangsstadium gewaltsam auflösen. Ein paar 
ProtestaktivistInnen der ersten Stunde gründeten die 
Online-Plattform «centralangola7311.net», die auch auf 
Facebook und Twitter über die Demonstrationen, die 
Repression, soziale Missstände und Menschenrechts-
verletzungen informiert. Die «Revolutionäre Bewe-

gung», wie sie sich selbst informell nennt, ist in erster 
Linie horizontal vernetzt und agiert in kleinen dezen-
tralen Gruppen, von denen sich nur eine Minderheit aus- 
serhalb der eigenen Diskussionsforen mit vollem Na-
men äussert. 

Diese Vorsicht, allen Mutes zum Trotz, erklärt sich 
aus der massiven Überwachung und Bedrohung durch 
die «Staatssicherheit» (der Inlandgeheimdienst SINSE) 
und die Polizei, aber auch aus der Angst vor Jobverlust 
aus politischen Gründen. Viele der AktivistInnen, von 
den Staatsmedien als gewaltbereite UnruhestifterIn-
nen dargestellt, verloren ihren Job, wurden von Sicher-
heitsagenten ausspioniert, angegriffen, verhaftet und 
verhört. Dutzende wurden zu Gefängnisstrafen verur-
teilt. Einige wurden von Agenten in Zivil gewaltsam ent- 
führt, bedroht und misshandelt. Zwei Aktivisten, Kas-
sule und Kamulingue, welche am 27. Mai 2012 einen 
Protest von Veteranen der Präsidentengarde organisier- 
ten, verschwanden spurlos und wurden von Sicher-
heitsagenten ermordet, wie die Behörden unterdessen 
zugegeben haben. Eine Reihe von Demonstrationen 
hatten zuvor die Behörden aufgefordert, den Verbleib 
dieser Aktivisten aufzuklären.

Dos Santos selbst sprach von der Protestbewegung 
in einem Fernsehinterview auf dem portugiesischen 
Fernsehsender SIC im Juni 2013 – dem ersten Fernseh-
interview seit 2001 – als einer bedeutungslosen Grup-
pe von «300 Frustrierten», die in Studium und Beruf 
keinen Erfolg hätten. In der Tat hatte keine Demonstra-
tion der «Revús» mehr als 1000 TeilnehmerInnen; die 
meisten erreichten kaum 100. Doch gerade die ekla-
tant disproportionale und gewaltsame Repression ge-
gen friedlich Demonstrierende, und die Propaganda 
gegen einen angeblich vom Ausland (den USA) und der 
ehemaligen Bürgerkriegspartei UNITA geschürten neu-
en Bürgerkrieg, hat den «Revolutionären» nicht nur Auf- 
merksamkeit der internationalen Medien und Menschen- 
rechtsorganisationen beschert, sondern hat selbst zur 
allmählichen Erosion der Glaubwürdigkeit des Regi-
mes innerhalb der angolanischen Gesellschaft beige-
tragen. 

Handelt es sich eher um eine politische 
oder eine soziale Bewegung?
Um beides. Die Proteste richten sich gegen das 

Regime von Dos Santos, weil der Präsident in einem 
von ihm dominierten, zentralistischen politischen Sys-
tem als verantwortlich gilt für die gigantische Korrup-
tion und extreme Armut, für die Gewalt und Repres-
sion im Land. Der Ruf nach sozialer Gerechtigkeit, An- 
erkennung der Menschenrechte und aktiver Solidarität 
mit den Armen gehört zu den zentralen Forderungen 
der AktivistInnen, von denen viele in armen Quartie-
ren in der Peripherie leben. Zum Beispiel haben sich 
die «Revús» immer wieder für die Strassenhändlerin-
nen eingesetzt, welche die Polizei täglich misshandelt 
und beraubt.

Parteipolitisch war die Bewegung von Anfang an 
heterogen, mit Parteilosen wie auch Mitgliedern der 
Jugendsektionen verschiedener Parteien. Die UNITA 
hielt eher Distanz zur «revolutionären Bewegung». 
Keiner Oppositionspartei ist es gelungen, die Protest-
bewegung für ihre Wahlkampagne 2012 zu vereinnah-



men. Eine Gruppe von AktivistInnen organisierte eine 
informelle Wahlbeobachtung, doch über deren Konse-
quenzen entzweite sich die Bewegung. Eine Minder-
heit versuchte erfolglos, die Oppositionsparteien davon 
zu überzeugen, ihre Parlamentsmandate aus Protest 
gegen die unfairen Wahlen nicht anzunehmen. Auch 
über die Organisationsform sind sich die «Revús» nicht 
mehr einig. Viele stehen dem Aufbau einer formellen 
Organisation nach wie vor skeptisch gegenüber, um 
die Bewegung vor einer Unterwanderung durch die 
Staatssicherheit und Zerstörung von innen zu schüt-
zen. Einige sind auch generell skeptisch gegenüber den 
Oppositionsparteien. Gruppen in Luandas Peripherie 
und in den Provinzen wünschen eher eine formellere 
Organisation, um den Einzelnen mehr Schutz zu bieten.

Die UNITA hat sich erst sehr spät für das Schicksal 
der 2012 verschwundenen Aktivisten interessiert. Nach- 
dem ihre Ermordung bekannt geworden war, rief sie 
zu einem landesweiten Protest am 23. November 2013 
gegen diese politischen Morde auf. Damit erreichte auch 
die Paranoia des Regimes ihren vorläufigen Höhepunkt. 
Die Sicherheitskräfte wurden landesweit mobilisiert, 
um die Demonstration – laut Propaganda den drohen-
den Bürgerkrieg – zu verhindern. Die Polizei plünderte 
UNITA-Parteisitze, und eine Plakataktion der CASA-CE –  
eine neue Oppositionspartei, die sich aus DissidentIn-
nen von UNITA und MPLA bildete – endete in der Nacht 
zuvor mit Verhaftungen und der Erschiessung eines Ak- 
tivisten aus nächster Nähe durch die Präsidentengarde. 
Die UNITA beendete die Demonstration in Luanda nach 
einem Tränengaseinsatz der Polizei. Der Beerdigungs-
umzug für den CASA-CE-Aktivisten Manuel de Carvalho 
«Ganga» am 27. November 2013 geriet, trotz erneutem 
Tränengaseinsatz, auf symbolischer Ebene zu einer der 
beeindruckendsten Demonstrationen, gerade weil erst- 
mals nicht nur ProtestaktivistInnen und Oppositions-
politikerInnen teilnahmen, sondern privat auch diver-
se bekannte Mitglieder der Regierungspartei MPLA. 

Links: Ankündigung für 
eine Mahnwache für  
die beiden Aktivisten 
Kassule und Kamulingue, 
die von Sicherheitskräften 
ermordet wurden, nach- 
dem sie am 27. Mai 2012 
einen Protest von Veteranen 
der Präsidentengarde orga- 
nisiert hatten.
Rechts: Ankündigung  
für eine Demonstration am  
3. Dezember 2011. «32 é 
muito» (32 Jahre Tyrannei 
von José Eduardo dos 
Santos sind genug) lautet 
das Motto der Bewegung.

Gibt es eine Kontinuität zu früheren 
Protestbewegungen in Angola? 
In Angola gab es seit dem Ende des Bürgerkrieges 

eine Reihe von Protestbewegungen der jüngeren Ge-
nerationen: die Demonstrationen von Studierenden 
2003 (damalige AktivistInnen leiten heute die Jugend-
fraktionen der Oppositionsparteien UNITA und CASA-
CE), die Protestaktionen der Oppositionspartei PADE-
PA (2008 durch das Einwirken der Geheimdienste 
«neutralisiert») sowie der Associação Mpalabanda in 
der Enklave Cabinda, die 2004 und 2005 grosse De-
monstrationen gegen den fortdauernden Krieg in Ca-
binda organisierte und 2006 verboten wurde. Auch 
Rap hat sich seit über einem Jahrzehnt als eine Form 
des Protestes etabliert. Jedoch erlagen einige der be-
kanntesten Protestmusiker vor den Wahlen 2008 der 
Bestechung durch die Regierung. 

Die Parlamentswahlen von 2008 – die ersten seit 
1992 –, in denen die Regierungspartei 82 Prozent der 
Stimmen gewann, brachten einen markanten Rück-
schritt für die noch kaum konsolidierte Demokratisie-
rung Angolas. Die MPLA monopolisierte Schritt für 
Schritt den öffentlichen politischen Raum und die Me-
dien. Seit den Wahlen von 2008 haben die Behörden 
die überwiegende Mehrheit von regierungskritischen 
Demonstrationen der Zivilgesellschaft verboten oder 
behindert. 

Die neue Protestbewegung seit 2011 entstand im 
Kontext einer tiefer liegenden und weit verbreiteten 
Enttäuschung über die Regierungsführung der MPLA 
unter Präsident Dos Santos in der angolanischen Ge-
sellschaft. Dieses Unbehagen wurde in den Wahlen von 
2012 offensichtlich: 40 Prozent der WählerInnen blie-
ben den Urnen fern, die MPLA gewann in der Haupt-
stadt Luanda mit nur 59 Prozent – trotz ihrer Domi-
nanz über die Medien und den Wahlprozess. Die erst 
Monate zuvor gegründete CASA-CE gewann auf An-
hieb acht Sitze.� •

Lisa Rimli ist Historikerin, 
spezialisiert auf das luso- 
phone Afrika. Vor ihrer  
Arbeit bei Human Rights  
Watch war sie unter ande- 
rem bei swisspeace im 
Frühwarnprogramm FAST  
und im Kompetenzzentrum 
Friedensförderung KOFF  
für Angola zuständig.  
Kontakt:  
www.hrw.org/angola.

Empfohlene Links:
http://www.makaangola.org 
http://club-k.net
http://centralangola7311.net



Afrika in Kürze

Immer mehr illegale Praktiken 
kommen ans Licht
Gleich mehrfach stehen Firmen-

niederlassungen in der Schweiz unter 
Anklage wegen ihrer Verwicklung in 
illegale Praktiken: Aufgrund von neuen 
Datenfunden hat die Schweizer 
Nichtregierungsorganisation TRIAL  
die Wiederaufnahme einer Unter- 
suchung gegen die Genfer Gold- 
raffinerie ARGOR-Heraeus durchge-
setzt. Die Firma ist angeklagt, 2004  
bis 2005 von einer der illegalen Armeen 
im damaligen Bürgerkrieg in der 
Demokratischen Republik Kongo Gold  
zur Verarbeitung entgegengenommen 
zu haben. Es handelte sich dabei  
um Ressourcen, die rechtmässig dem 
kongolesischen Staat zugestanden 
hätten. Da die Firma um die Illegalität 
des Goldbesitzes dieses Lieferanten 
wissen konnte, kommt die Annahme 
des Auftrags der Beihilfe zur  
Plünderung und somit einem Kriegs-
verbrechen gleich. Die Erlöse der 
Goldverkäufe wurden den Auftrag-
gebern nach Raffinierung und Verkauf 
problemlos zur Verfügung gestellt, 
was zweifelsohne der Verlängerung 
der Kriegshandlungen diente. UN-
ExpertInnen hatten die Sanktionierung 
dieser Beihilfe zur Plünderung schon 
früher gefordert – sanktioniert wurden 
aber bloss die ugandischen Vermittler. 
Die Bundesanwaltschaft hat nun die 
relevanten Dokumente polizeilich am 
Firmensitz konfisziert und untersucht. 
Die Verarbeitung und der Verkauf 
illegal angeeigneter Rohstoffe fallen in 
der Schweiz auch unter den Para- 
graphen der Geldwäscherei.

Dem Verschwinden von etwa 
 700 Millionen USD aus der angolani-
schen Staatskasse sind die britische 
CorruptionWatch und die angolanische 
NGO Clean Hands nachgegangen. 
Eigentlich war die Summe vorgemerkt 
zur Abzahlung von Schulden, welche 
Angola während des Bürgerkrieges 
gegenüber Russland anhäufte, doch sie 
verschwand noch vor der Auszahlung. 
263 Millionen USD davon sind offen-
sichtlich bei Waffenhändlern israeli-
scher, französischer und russischer 
Herkunft gelandet, 36 Millionen an- 
scheinend bei der Genfer Firma 
INTERSUL, welche dem angolanischen 
Präsidenten gehört. Drei angolanische 

 Zentralafrika

Wie genuin war die Rebellion?
Begann das Drama erst, nachdem 

der Muslim aus dem Norden der 
Republik – mit dem stillschweigenden 
Einverständnis der Atlantikmächte – als 
Staatspräsident eingesetzt worden war 
und die SELEKA, die den Putsch geführt 
hatte, mittels eines simplen Dekrets 
auflösen wollte? Wie sich herausstellte 
war die SELEKA-Truppe ein loses 
Sammelsurium von Milizen lokaler 
Potentaten, verstärkt durch Männer 
aus dem Tschad und Süd-Sudan, die 
sich um einige mittlere Oppositions-
parteien scharten. Sie waren sehr gut 
bewaffnet, hatten aber keine gegen-
seitigen Abmachungen oder Verträge 
und fühlten sich wohl durch die rasche 
Machtübernahme ohne Machtteilung 
betrogen. Indem sie zu Plünderungen 
und Massakern übergingen, perpe-
tuierten sie die Rebellion, ziellos aber 
rein ethnizistisch. Bietet Wikileaks 
einen Schlüssel zu diesem Krieg? In 
einem Interview, das der frühere 
Präsident Bozizé nach seinem Sturz im 
vergangenen Mai der Nachrichten-
agentur France Inter gab, fanden 
Wikileaks-KennerInnen den Satz: «Ich 
wurde wegen des Erdöls gestürzt!», 
den sie in Verbindung bringen konnten 
mit einer Übermittlung des amerikani-
schen Botschafters, « . . . dass Bozizé 
sich scheinbar unverzichtbar fühle – 
was ein grosser Fehler sein könnte.» •

Beamte und ein russisches Parlaments-
mitglied zogen kleinere Gewinne aus 
dem Deal. Diese Transaktionen liefen 
offensichtlich über «die grösste Bank» 
der Schweiz. Die Bundesanwaltschaft 
hat die durch Clean Hands eingereich-
ten Unterlagen studiert, aber bislang 
keine Anklage erhoben.

Angeklagt wurde hingegen die  
Genfer Diamantenhandels-Firma 
OMEGA durch die belgische Staats-
anwaltschaft, die ersterer wiederholte 
Preis-Manipulation von Rohdiamanten 
zum Zweck der Zollvermeidung vor- 
wirft. Dieselbe Firma, deren Mittels-
männer als Vertraute der ango- 
lanischen Präsidententochter – der 
reichsten Frau Afrikas – gelten, hatte 
bereits im Frühjahr zum «gütlichen 
Einvernehmen» 145 Millionen Euro an 
den belgischen Zoll nachgezahlt, ist 
nun aber für eine Unterschlagung an 
Zollgebühren von 4,6 Milliarden Euro 
haftbar gemacht worden, da die 
Manipulation über mehrere Jahre 
verfolgt werden konnte. •
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Die Unterstützung  
des ANC bröckelt
NUMSA, die südafrikanische Metall- 

arbeiter-Gewerkschaft, die an die 
330 000 Mitglieder zählt, entzieht dem 
African National Congress ANC ihre 
Unterstützung. Sie hatte seit 1994 zur 
tripartiten Allianz (Gewerkschaften, 
Kommunistische Partei, ANC) gehalten. 
Nun aber klagt sie die Partei der Kor- 
ruption an und kritisiert, dass der ANC 
nicht genug getan hätte, um der  
Armut im Land ein Ende zu bereiten. 
NUMSA wird sich aber nicht einer 
anderen (Oppositions-)Partei zuwen-
den, sondern im kommenden Jahr an 

einer «Sozialistischen Konferenz» die 
Gründung einer neuen, sozialistischen 
Partei erwägen. Mit COSATU, der 
Gewerkschafts-Dachorganisation,  
die an der Seite des ANC bleibt, hat 
NUMSA hingegen nicht völlig ge- 
brochen. Mit den ebenfalls neu- 
gegründeten «Economic Freedom 
Fighters» des radikalen früheren 
Jugendführers Julius Malema, der 
Kandidatur Ramphela Mampheles und 
dem Zusammenschluss von deren 
Partei AGANG mit der Democratic 
Alliance erwachsen dem ANC Gegen-
kräfte, die die Wahlen 2014 spannend 
machen werden. •
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 Mozambique

Zusammengestellt von Susy Greuter.

Ist der Frieden gefährdet?
em. Gut 20 Jahre nach dem 

Friedensabkommen von Rom ist 
der Frieden bedroht. Seit einigen 
Monaten wird in Zentralmozam-
bique – und jüngst auch im Süden 
des Landes – gekämpft, wenn  
auch nur sporadisch. Einige Haupt- 
strassen sind nur mit Militär- 
eskorte passierbar, da Bewaffnete, 
die der RENAMO zugeschrieben 
werden, immer wieder Überfälle 
verüben. Die RENAMO, Mozambi-
ques Hauptoppositionspartei, hatte 
Anfang 2013 eine weiträumige 
Sicherheitszone definiert und ge- 
droht, auf alles zu schiessen,  
was sich ohne ihre Erlaubnis inner- 
halb des Gebietes bewegt. 

Entscheidend trug jedoch die 
Besetzung des RENAMO-Haupt-
quartiers in Sandjundjira im 
Gorongosa-Nationalpark durch  
die mozambikanische Armee im 
November 2013 zur Eskalation 
bei. Dort hielt sich seit über einem 
Jahr der Oppositionsführer  
Afonso Dhlakama auf. Ebenfalls 
seit ungefähr einem Jahr finden 
Verhandlungen zwischen der 
RENAMO und der FRELIMO-Regie-
rung über Forderungen der 
Ersteren statt. Ihr wichtigstes An- 
liegen ist die paritätische Ver- 
tretung der politischen Parteien in 
der Wahlkommission, die seit 
Einführung der freien Wahlen im 
Jahr 1994 vor allem durch un- 
professionelles und an Wahlbetrug 
grenzendes Verhalten aufgefallen 
ist. 

Die Hintergründe der Krise sind 
sehr schwer zu durchleuchten.  
Sie haben mit der schleppenden 
Konsolidierung der Demokratie zu 
tun. Zum einen begünstigt das po- 
litische System jene Partei, welche 
die Wahlen gewinnt, weil diese den 

Staat kontrollieren und seine Mittel 
zur Zementierung der eigenen 
Macht missbrauchen kann. Die 
FRELIMO, die bislang alle Wahlen 
gewonnen hat, profitierte über-
mässig davon, und der jetzige Prä- 
sident Armando Guebuza scheint, 
anders als sein Vorgänger Joaquim 
Chissano, wenig Wert auf einen 
ständigen Dialog mit Afonso 
Dhlakama zu legen. Zum anderen 
ist es der RENAMO nicht gelungen, 
sich in eine richtige Partei um-
zuwandeln. Mit ein Grund dafür 
sind finanzielle Schwierigkeiten, 
nachdem jene Mittel, die die UNO 
nach dem Friedensabkommen  
zur Unterstützung der Parteien 
bereitstellte, aufgebraucht wurden. 
Darüber hinaus hat sich Afonso 
Dhlakama nicht als kompetenter 
Politiker erwiesen. Er pflegt einen 
autoritären und autokratischen 
Stil, der zum Verlust von guten  
Mitstreitern geführt hat. Raúl 
Domingos, der das Friedensabkom-
men mit der FRELIMO verhandelte, 
wurde von der Partei ausgeschlos-
sen, weil ihm zu viel Nähe zur 
FRELIMO vorgeworfen wurde. Daviz 
Simango, Oberbürgermeister von 
Beira, der zweitgrössten Stadt des 
Landes, kündigte seine Zusammen-
arbeit mit der RENAMO auf, weil 
diese nicht zuliess, dass er zum 
zweiten Mal mit ihrer Unterstüt-
zung für das Amt kandidierte. 
Mittlerweile kontrolliert Simangos 
Movimento Democrático de 
Moçambique (MDM) – die Bewegung 
für Demokratie in Mozambique – 
mit Beira, Quelimane und Nampula 
die drei wichtigsten Städte und 
behauptet sich zunehmend als 
zweitstärkste Partei im Land. 

Im Dezember 2013 veranstalteten 
mozambikanische Akademiker ein 
Treffen, um sich über die politische 

und militärische Krise auszutau-
schen und Auswege zu erarbeiten. 
Das Treffen machte zum einen  
die autoritäre politische Kultur 
Mozambiques und zum anderen 
die Neigung der Politiker, den Staat 
nicht für das Allgemeinwohl, 
sondern für sich selbst zu nutzen, 
für die Krise verantwortlich. Die 
Wissenschaftler appellierten 
dringend an Regierung und 
RENAMO, den Dialog weiter zu 
öffnen, so dass mehr Parteien und 
zivilgesellschaftliche Gruppen 
daran teilnehmen könnten. Ziel 
könnte eine nationale Konferenz 
sein, welche die Krise vor dem 
Hintergrund der beim Treffen 
herausgearbeiteten Befunde 
besprechen und zu überwinden 
versucht. Bislang hat weder die 
Regierung noch die RENAMO 
darauf reagiert, aber mit zuneh-
mender Härte und Dauer der Krise 
könnte diese Lösung unumgänglich 
werden. Entmutigend in der 
aktuellen Krise, aber vielleicht 
nicht überraschend im Kontext 
einer schwierigen demokratischen 
Entwicklung, ist die doch breite, 
offene beziehungsweise still-
schweigende Zustimmung zur 
Gewaltandrohung durch eine 
Oppositionspartei. Vielleicht ist 
Mozambique doch nicht reif für die 
Demokratie.

Immerhin sind inzwischen die 
Verhandlungen wieder aufgenom-
men worden, so dass mit einer 
Beteiligung der RENAMO an den 
Wahlen vom kommenden Herbst 
gerechnet werden kann. •

Elísio Macamo nahm am erwähnten Treffen  
der AkademikerInnen im November 2013 teil 
und engagiert sich als kritischer Beobachter.



Von der Schweiz und ihren Frauen
Kapverdischer Künstler dreht Perspektive um

Es geschieht nicht alle Jahre, dass ein Autor aus 

Afrika der Schweiz einen Erzählungsband wid-

met. Die «Contos de Basilea», in denen der kap-

verdische Künstler Tchalé Figueira seine Erinne-

rungen an die in Basel verbrachten Jugendjahre 

literarisch verarbeitet, bieten somit nicht nur eine 

unterhaltsame Lektüre – findet Roberto Zaugg –  

sondern gleichzeitig auch eine nicht alltägliche 

Gelegenheit für eine Diskussion zur Wahrneh-

mung der Schweiz im lusophonen Westafrika.

Europäische Darstellungen von Afrika sind im Zuge 
der postcolonial studies zu einem Spielfeld verschie-
dener akademischer Disziplinen geworden, auf dem 
sich viele vornehmlich westliche Geistes- und Sozial-
wissenschaftlerInnen tummeln. Mit kritischem Ethos 
bemühen wir uns, stereotypisch oder wie auch immer 
Konstruiertes aus Kupferstichen, Reiseberichten, Fil-
men, Museen, Romanen oder Postkarten herauszuar-
beiten und durch ernste Diskursanalysen zu sezieren. 
Der These Valentin-Yves Mudimbes folgend, wonach 
Afrika als Idee in europäischen Texten erfunden wur-
de, heben wir die binären Codierungen hervor, die wir 
in diesen Medien antreffen, und prangern den verzer-
renden, oft rassistischen «kolonialen Blick» an, der ih-
nen zugrunde liegt. Dreht man die Perspektive um, 
stellt sich die Situation ganz anders dar. Afrikanische 
Darstellungen von Europa sind in akademischer Hin-
sicht ein Nischenthema, die relativ bescheidene edito-
rische Produktion afrikanischer Verlagshäuser zu Eu-
ropa mit den europäischen Bücherbergen zu Afrika in 
quantitativer Hinsicht nicht zu vergleichen. Und wäh-
rend auch die schweizerischen Afrika-Bilder seit eini-
gen Jahren zum Gegenstand wissenschaftlicher Analy-
sen geworden sind, dem jüngst Patrick Minder mit «La 
Suisse coloniale» eine weitgefächerte Studie gewidmet 
hat, fehlt es für Untersuchungen zu afrikanischen Bil-
dern der Schweiz oft schlicht an aussagekräftigen 
Quellen. 

Wanderjahre in Basel
Vor diesem Hintergrund kann man den Contos de 

Basileia von Carlos Alberto «Tchalé» Figueira, die vor 
zwei Jahren in der kapverdischen Hauptstadt Praia in 
portugiesischer Sprache erschienen sind, nur mit Neu-
gierde begegnen. Auf 137 Seiten und in zehn Erzäh-
lungen, die von zahlreichen Zeichnungen Figueiras be- 
gleitet werden, gibt das Buch Einblicke in die Jugend-
jahre von Diego da Silva im Basel der 1970er- und 
1980er-Jahre. Da Silva – dessen Vater scherzhaft als 
«König einer Insel» (S. 115) bezeichnet wird, als Bild-
hauer wirkt und sich mit einem Job im Kantonsspital 
über Wasser hält – ist schlicht das Alter Ego des Autors. 
Der 1953 in eine angesehene Kaufmannsfamilie von 
São Vicente hineingeborene Figueira setzte sich als 
17-jähriger aus der damals noch portugiesischen In-
selkolonie in die Niederlande ab, um sich dem Militär-
dienst und damit der Entsendung gegen die damals 
aufbegehrenden Befreiungsbewegungen auf dem afri-

kanischen Kontinent zu entziehen. Er arbeitete einige 
Jahre auf Handelsschiffen, folgte 1974 einer Schwester 
rheinaufwärts nach Basel, wo er die Schule für Gestal-
tung absolvierte, bevor er schliesslich 1985 wieder auf 
die Kapverden übersiedelte, wo er bis heute als Maler 
und Dichter tätig ist. Der Transfer vom erinnerten Ich 
zur fiktiven Figur da Silva ist also sehr direkt, jedoch 
nicht immer notwendigerweise linear: Er dient dem 
heute 60-jährigen Autor nämlich auch, um einen ge-
stalterischen Freiraum beim Wachrufen der Jugend-
erinnerungen zu gewinnen, bei dem sich hie und da 
wohl auch eine gewisse verklärende Nostalgie nicht 
verhehlen lässt. 

Kontrolle und Reichtum
Da Silvas differenzmarkierende Wahrnehmung der 

«Schweiz», die sich zum Teil in stereotypisierenden Aus- 
sagen zuspitzt, verdichtet sich vornehmlich auf den 
Feldern der Arbeitsethik, der sozialen Normen und des 
wirtschaftlichen Reichtums. So bemerkt der Bildhauer 
etwa, dass Brötchen, die bei Ladenschluss nicht ver-
kauft worden sind, «im Mülleimer landen. Scheisse! 
Hier in der Schweiz ist sogar Abfall Luxus!» (S. 50). 
Diesen Eindruck teilen auch die jungen kapverdischen 
Schwestern Feli und Bia, die bei ihrer Ankunft in Basel 
«von der Opulenz und dem Luxus dieses reichen Lan-
des verstört» sind (S. 35). Überfluss geht – in diesen 
Perzeptionen – Hand in Hand mit einer strengen, rezi-
proken Disziplinierung des öffentlichen Raumes. 
«Weisst Du [ . . . ] man hat mir gesagt, dass wenn man 
hier in der Schweiz auf den Boden spuckt, verhaftet 
wird», meint Feli. Und Bia weiss ihrerseits zu berich-
ten, dass es «in den Parks sogar Gratishandschuhe gibt, 
damit die Besitzer die Scheisse ihrer Hunde auflesen 
können » (S. 35) – eine exotische Sitte, die sie nicht sel-
ber beobachtet sondern noch auf den Kapverden er-
zählt gekriegt hat, und die so von Anbeginn ihre Per-
zeption des Immigrationslandes prägt. 

Soziale Kontrolle wird nicht nur vertikal durch Po-
lizeibeamtInnen oder von «gefürchteten, unerbittlichen 
und unbestechlichen Schweizer Zöllnern» (S. 12) son-
dern vor allem auf horizontaler Ebene ausgeübt: «Hier 
ist jeder Bürger der Polizist seines Mitmenschen» 
(S. 60). Das Leben in der Schweiz wird vom Ich-Erzäh-
ler oft als einengend beschrieben. «Du hast Dir wohl 
den Schweizer Virus geschnappt», fährt da Silva seine 
Landsfrau Luzia an, «du denkst nur noch ans Arbeiten» 
(S. 39). Eine «chimärische Freiheit» (S. 60) bietet einzig 
der Samstagabend, an dem jeweils sogar den Schwei-
zern «ein seltenes Glück ins Gesicht» geschrieben steht. 
«Schau sie Dir an, diese Langweiler, schau Mann!», platzt 
es da Silva nicht ohne Verachtung heraus, «Es scheint, 
als würden sie jeden Samstag auferstehen und an den 
Sonntagen dann wieder sterben» (S. 60). Da Silva fol-
gert resigniert: «Am besten, wir nutzen diese magere 
Freiheit aus, die uns im Land der ärgsten rationalen 
Diktatur des Planeten gewährt ist». 

Die Keller der SchweizerInnen, bemerkt da Silva, 
«sind alle vollgepfercht mit Büchsennahrung, Maschi-
nengewehren und Munitionsschachteln. Unglaublich! 
Vom 18. bis zum 40. Lebensjahr müssen diese Idioten 
jedes Jahr drei Monate [sic] obligatorischen Militär-
dienst leisten. So eine Dummheit!». Doch dann fügt er 
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hinzu «Stell dir vor! . . . Wenn die Leute auf den Kapver-
den Waffen bei sich zuhause lagern würden? Undenk-
bar! Ich sehe den Film vor mir . . . Nachbar gegen Nach-
bar, Schüsse rechts und links, Ströme von Blut, eine 
teuflische Anarchie» (S. 46). In Figueiras Text kippt die 
erzählte Perzeption von Differenz also stellenweise in 
eine selbstkritische Reflexion über die eigene Her-
kunftsgesellschaft und verdeutlicht so ein Moment, 
das zu den Schlüsselerfahrungen vieler MigrantInnen 
gehört.

Basels Frauen im Zentrum
Das eigentliche Thema der Contos de Basileia ist al- 

lerdings nicht so sehr die Schweiz als solche sondern 
die Damen, denen da Silva hier begegnet. (Nicht zufäl-
lig hat Figueira den Erzählband den Frauen in Basel 
gewidmet, «die [s]ein Herz mit Liebe, Kunst und Wissen 
entflammen liessen» [S. 5]). Durch die kurzen Erzäh-
lungen, in denen der Ich-Erzähler Einblicke in die kap-
verdische Gemeinschaft am Rheinknie und die kosmo-
politische Geselligkeit anti-imperialistischer Flüchtlin- 
ge und KünstlerInnen aus Afrika und Südamerika bie-
tet, zieht sich ein sinnlicher roter Faden, an dem – wie 
an einem Perlencollier – verschiedene weibliche Gestal- 
ten aufgezogen sind: Barbara aus der Feldbergstrasse, 
in deren blauen Augen da Silva das Meer seiner Heimat 
wiederfindet, Cristina, «eine Schweizerin mit dem exo- 
tischen Aussehen einer Zigeunerin» (S. 16), die gelehr-
te UB-Mitarbeiterin Claudia, die italienische Künstlerin 
Rachel und die Ethnologin Zoe – «zwei opalblaue Au-
gen, ein wunderbarer Po, der Prototyp einer modernen 
Frau, die mit Können, Intelligenz und Rebellion ihre 
Freiheit erobert hatte [ . . . ] eine kompetente und in ihrer 
mit Niederträchtigkeiten durchzogenen akademischen 
Welt respektierte Wissenschaftlerin» (S. 103 bis 104). 

Von der Schweiz und ihren Frauen
Kapverdischer Künstler dreht Perspektive um

Tchâle Figueira anlässlich 
der Ausstellung L’universo 
dell’isola in Pontedera, 
Italien (Bild: Marco Bruni 
2010).
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Da Silvas bevorzugtes «Jagdrevier» ist das «pequena 
Basileia», Kleinbasel, «die proletarische Seite der Stadt» 
(S. 57), wo er sich am Wochenende unter «Italiener, Tür- 
ken, Kroaten» und unter die «vielen Schweizerinnen» 
mischt, «die auf ein exotisches Abenteuer aus sind» 
(S. 61). Bewaffnet ist er mit dem «Charme eines halbga-
ren Don Juans» (S. 64) und mit seinem «pompösen Afro, 
der eigentlich mehr einem riesigen Pilz gleicht» (S. 58). 
Die Erfahrung dieser feminisierten Schweiz – helveti-
sche Männer spielen eine ganz und gar untergeordne-
te Rolle in den Erzählungen – steht also im Zeichen ei-
ner geradezu aufdringlichen Erotisierung des fremden 
Landes. Ironischerweise ist das eine Grundhaltung, die 
der postkoloniale, westafrikanische Ich-Erzähler da 
Silva mit vielen europäischen, männlichen Protagonis-
ten aus kolonialen Autobiographien und Afrika-Roma-
nen teilt. Und es ist nicht zuletzt diese (vielleicht unge-
wollte) Pointe, die Figueras Contos zu einer amüsanten 
und kurzweiligen Lektüre machen. � •

Tchalé Figueira: Contos de Basileia. Praia 2011 (Dada Editora).
Roberto Zaugg ist Postdoktorand am Centre d’histoire der Uni- 
versität Sciences Po in Paris. Zur Darstellung der Kapverden  
hat er 2010 den Aufsatz «Zwischen Europäisierung und Afri- 
kanisierung» in der Zeitschrift Fotogeschichte veröffentlicht  
(www.fotogeschichte.info). Kontakt: roberto.zaugg@sciencespo.fr.



Das tödliche Geschäft 
mit der Schlepperei
jb. Am Strand von Tarifa 

findet eine schwedische Touristin 
die Leiche eines Mannes. Es ist 
die Zeit des Windes, der die Toten 
an Land spült. Diejenigen, die  
mit allen Mitteln versuchen, die 
wenigen Kilometer, die Afrika von 
Europa trennen, zu überqueren, 
finden oft nur den Tod. Ohne 
Papiere und ohne Namen werden 
sie vergraben. Nachforschungen 
werden nicht angestellt. Bis  
auf eine Ausnahme: Die Spuren 
internationaler Netzwerke, die 
sich skrupellos an Menschen-
handel und illegalen EinwanderIn-
nen bereichern, führen den  
New Yorker Journalisten Patrick 
Cornwell nach Frankreich und 
Spanien. Er sei einer grausamen 
Story auf der Spur, teilt er seiner 
Frau Ally mit, bevor die Leitung 
abbricht. Dann hört sie nichts 
mehr von ihm. Sie ahnt Schreck-
liches, als ein Paket mit seinen 
Notizen bei ihr eintrifft. Mit ihren 
letzten Ersparnissen macht sie 
sich auf den Weg nach Paris, um 
ihn zu suchen, und gerät mitten 
in die grausamen Machenschaf-
ten, die auch sie an den Strand 
von Tarifa führen. 

Tove Alsterdals spannendes 
Krimidebüt zu einem hoch- 
politischen Thema entwickelt sich 
zunehmend zu einer Geschichte 
um ein persönliches Schicksal 
und die Rache der Protagonistin. 
Dennoch gelingt es der Autorin, 
die Mechanismen von Aus- 
grenzung und Abwertung von 
Menschen und die daraus resul- 
tierende Schutzlosigkeit auf 
eindrückliche Weise darzustellen. • 

Tove Alsterdal: Tödliche Hoffnung. 
Kriminalroman. Köln 2013 (Bastei Lübbe).

Hofkultur im alten Kamerun
red. Die junge Historikerin 

Bertha kommt aus den USA nach 
Yaounde, um die Geschichte 
Kameruns zu erforschen. Hier 
lernt sie die 80-jährige Sara 
kennen. Sara war als Kind ihrer 
Mutter entrissen und dem Sultan 
Njoya, dem Herrscher des 
Königreichs Bamum, als Frau 

thematisiert. Und diese Erfahrun-
gen treiben kaum andere Blüten 
als in jeder postindustriellen 
Gesellschaft: psychische Proble-
me, Genderkonflikte, Entfrem-
dung der Generationen, aber 
auch den kritischen Blick zurück. 
Sefi Atta fängt die äussere und 
innere Situation ihrer Protagonis-
tInnen so überzeugend ein, als 
hätte sie deren Leben selbst 
gelebt. •

Sefi Atta: Hagel auf Zamfara. Wuppertal 
2012 (Peter Hammer Verlag).

Wider den Völkermord 
red. Über fünf Millionen Opfer 

forderten die seit 1996 statt-
findenden systematischen Ver- 
gewaltigungen von Frauen, die 
Massaker an Hutu-Flüchtlingen 
aus Ruanda auf kongolesischem 
Boden, die ethnischen Massaker 
und die Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit in der Demokrati-
schen Republik Kongo. Gleich-
zeitig nahmen auch die häufig 
einflussreichen Stimmen zu, 
welche diese sehr wohl erwiese-
nen Verbrechen öffentlich mini- 
misierten oder gar abstritten – 
dies allerdings ohne strafrecht-
liche Konsequenzen. 

Der an der Universität 
Fribourg promovierte Jurist 
Ambroise Bulambo weist auf eine 
entsprechende Gesetzeslücke  
hin. Inspiriert von kongolesischen 
Gewohnheitsrechten und 
schweizerischem Recht schlägt 
Bulambo vor, diese Lücke mit 
einem Gesetz gegen den Negatio-
nismus zu schliessen. Die münd- 
lichen Gewohnheitsrechte der 
Lega und Songye im Osten des 
Landes bestrafen zum Beispiel 
leugnerische Aussagen sogar 
dann, wenn diese im privaten 
Rahmen gemacht werden. Im 
Rahmen einer Versammlung wird 
in einem solchen Falle beispiels-
weise beschlossen, dass die 
ganze Gemeinschaft von negatio-
nistischen Äusserungen abzu-
sehen hat, sowohl öffentlich wie 
auch privat, und bei Missachtung 
dieses Beschlusses mit bestimm-
ten Bestrafungen aus dem Ge- 
wohnheitsrecht zu rechnen hat. 

geschenkt worden. Einige Jahre 
konnte sich das Mädchen – als 
Junge verkleidet – seinem Los 
entziehen. Als vermeintlicher 
Sohn einer Sklavin und schliess-
lich doch als eine der vielen 
Ehefrauen des Sultans blieb Sara 
am Hofe und wurde im Laufe 
ihres langen Lebens Zeugin eines 
ganzen Panoramas von Lebens-
geschichten. Ihre bisweilen un- 
geheuerlichen, kunstvoll ver-
wobenen Geschichten von Liebe, 
Eifersucht, Macht und Tod erzählt 
Sara der Historikerin, die ihrer- 
seits recherchiert, überprüft und 
ergänzt. So wachsen Überliefe-
rung und Forschung zu einem 
lebendigen Bild zusammen, dem 
es gelingt, die AfrikanerInnen 
kulturell und intellektuell auf 
Augenhöhe mit den Kolonisato-
rInnen zu zeigen. •

Patrice Nganang: Der Schatten des Sultans. 
Wuppertal 2012 (Peter Hammer Verlag).

Überlebenskämpfe in 
aggressiven Verhältnissen
sg. 55 Jahre nach Chinua 

Achebes «Things fall apart» ist 
Nigeria ein anderes Land. 
Anstelle jenes Abgesangs an die 
traditionelle Ordnung und 
Autorität schreibt Sefi Atta 
Geschichten von Individuen, die 
längst ausserhalb eines Bezugs 
zu Dörfern, Bauerntum und 
traditioneller Ordnung stehen. 
Alle diese Figuren leben in 
Städten (wie inzwischen 50 
Prozent aller AfrikanerInnen), die 
meisten haben eine gute Schul- 
bis Universitätsbildung und 
streben nach einem westlichen 
Lebensstil. Das ist nicht einfach 
in den chaotischen wirtschaftli-
chen Verhältnissen. Im allgemei-
nen Gerangel um Anerkennung 
und Geld werden krumme Touren  
zur Lösung, der Exodus in den 
Westen zum Erfolgsmodell oder 
zur einzigen Möglichkeit, sich 
ausserhalb der Klientel-Netz-
werke irgendwie zu realisieren. 
Neue Barrieren wie Illegalität, 
Rassismus und Eurozentrismus in 
der Leistungsbeurteilung, aber 
auch Mangel an Verankerung 
werden in den Biografien 
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Traumatische Erfahrungen
in Ruanda
jb. Seit 1963 ist Ruanda –  

ebenso «klein und überschaubar» 
wie die Schweiz – Schwerpunkt-
land der helvetischen Entwick-
lungszusammenarbeit. Unter 
anderem ist die DEZA im Bereich 
der Kaffeeproduktion, im Aufbau 
der Genossenschaft TRAFIPRO 
(Travail, Fidélité, Progrès) nach 
dem Vorbild der Migros, in Pro- 
jekten der Land- und Forstwirt-
schaft sowie im Aufbau der 
Volksbank Banque Populaire aktiv. 

Über Erzählungen ehemaliger 
MitarbeiterInnen der DEZA aus 
Ruanda, Deutschland und der 
Schweiz, privates Film-Archiv-
material und Medienberichte 
dokumentiert der Film die 
Geschichte der Schweizer Ent- 
wicklungszusammenarbeit in 
Ruanda von den frühen 1960er 
Jahren bis zum Ausbruch des 
Genozids 1994. Der Roman 
«Hundert Tage» von Lukas 
Bärfuss (2008) hat erstmals die 
Rolle der Schweiz in Ruanda 
thematisiert und den Anstoss 
dafür gegeben, den Blick nicht 
allein auf die ehemaligen 
Kolonialmächte zu richten. Der 
Regisseur Thomas Isler sieht die 
Präsenz der Schweiz kritisch und 
meint, man habe die dramati-
schen Entwicklungen nicht richtig 
eingeschätzt. Der Film zeigt,  
dass es in Ruanda bereits lange 
vor 1994 immer wieder zu 
politisch motivierter Gewalt kam, 
ohne dass die Schweiz Konse-
quenzen gezogen hätte. 1973 –  
ein Schlüsselmoment in den 
Erzählungen – werden auf Befehl 
des Präsidenten Juvénal Habyari-
mana sämtliche Tutsi-Mitarbei-
terInnen aus der TRAFIPRO 
fristlos entlassen. Der Empörung 
folgen keine Taten. 20 Jahre 
später kommt es zum Genozid, 
dessen Ausmass alle erschüttert. 
Dies bringt die DEZA zum Um- 
denken; es folgt der kurzfristige 
Rückzug aus Ruanda. 20 Jahre 
nach dem Genozid sprechen 
manche der ehemaligen DEZA-
MitarbeiterInnen im Film das 
erste Mal öffentlich über ihre 
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Erfahrungen.
Der Film prangert die 

Schweizer Entwicklungshilfe nicht 
pauschal an, sondern weist auf 
die gesellschaftspolitische Reali- 
tät hin, welche für die einzelnen 
AkteurInnen nicht immer durch-
schaubar ist. Eine Entschuldigung 
ist das gleichwohl nicht. Thomas 
Isler ist es vielmehr ein deklarier-
tes Anliegen, die Auseinander-
setzung um die Ziele, die Wirk- 
samkeit, die Grenzen und Ge- 
fahren der Entwicklungszusam-
menarbeit öffentlich zu führen. 
Dass dabei viele unterschiedliche 
Stimmen zu Wort kommen, macht 
den Film zu einem gelungenen 
Beitrag, der zeigt, wie komplex 
die Fragen um (Mit-)Schuld, 
politischen Einfluss und Ethos der 
Hilfe sind, und wirft die Frage auf, 
welche Möglichkeiten die DEZA 
denn überhaupt hat, Einfluss auf 
die Politik eines Landes zu 
nehmen. •

Wir kamen um zu helfen. Erfahrungen  
in Ruanda im Schatten des Genozids.
Dokumentarfilm. Regie Thomas Isler,  
Buch Thomas Isler und Chantal Elisabeth, 
Zürich 2013 (maximage).  
www.wirkamenumzuhelfen.ch.
Kinostart: 3. November 2013 
(Deutschschweiz) bis 12. Februar 2014 
(Romandie). 

Mit dem schweizerischen 
Pragmatismus als Modell könnte 
der Gesetzesvorschlag dazu 
beitragen, dass der Negationis-
mus im Kongo nicht mehr 
unbestraft bleibt, der Rassismus 
bekämpft wird, und dass es 
gerade im Gebiet der grossen 
Afrikanischen Seen nicht mehr  
zu weiteren Völkermorden 
kommt. •

Ambroise Katambu Bulambo: La répression 
du négationnisme en droit congolais à la 
lumière du droit Suisse. Zürich 2013 
(Schulthess Verlag).

Othmar Hafner an einer 
Sitzung mit Charles 
Mporanyi und anderen 
Kaderleuten von TRAFI- 
PRO in den 1970er 
Jahren (Filmstill, Wir 
kamen um zu helfen).



Tagung «Landkonflikte im südlichen Afrika» 
(Basel, 15. und 16. November 2013)
bm. Zwei Schlüsse lassen sich nach der gut besuch- 

ten Tagung in den Basler Afrika Bibliographien mit Si-
cherheit ziehen: 1. Die Landfrage im südlichen Afrika 
ist eine höchst komplexe Angelegenheit, die durch 
mehr als eine Konfliktlinie bestimmt wird. Und 2. das 
Konzept, direkt Betroffene, AktivistInnen und Forschen- 
de an einer Konferenz zusammen zu bringen, hat sich 
erneut als äusserst fruchtbar für die Auseinanderset-
zung mit aktuellen Fragestellungen erwiesen. 

Der Fokus der Tagung lag auf den beiden Ländern 
Südafrika und Zimbabwe, wobei Lungisile Ntsebeza 
von der University of Cape Town in seinem einleitenden 
Referat auch Erfahrungen aus Zambia mit einbezog. 
Ntsebeza fragte nach den Strukturen hinter der Land-
politik und kritisierte die in verschiedenen Ländern 
neu gestärkte Stellung der traditionellen Führer gegen- 
über den demokratisch verfassten staatlichen Institu-
tionen. Das duale Rechtssystem mit den patriarchali-
schen Chiefs untergrabe unter anderem die verfassungs-
mässig garantierte Gleichstellung der Geschlechter.

Erstaunlich wenig Diskussion löste der Vortrag von 
Walter Chambati vom African Institute on Agrarian Stu- 
dies (AIAS) in Harare aus, der die Forschungsergebnis-
se seines Instituts zum umstrittenen Fast Track Pro-
gramm in Zimbabwe vorstellte. Er betonte, dass der 
Prozess der Landverteilung keineswegs chaotisch ver-
laufen sei. Ein Problem für die neuen BäuerInnen blei-
be jedoch die Unsicherheit der Besitzverhältnisse, da 
sie ohne Landtitel keinen Zugang zu Krediten hätten. 
Am meisten profitiert von der zimbabwischen Landre-
form hätten die KleinbäuerInnen, die für die eigene Ver- 
sorgung und für den lokalen Markt produzierten. Ge-
mäss Chambati wird das Land heute von mehr eigen-
ständigen LandwirtInnen bewirtschaftet als vor der 
Landreform. Offen blieb die Frage, inwiefern die Partei- 
zugehörigkeit bei der Landzuteilung eine Rolle spielte.

Dass die Interessen der KleinbäuerInnen nicht un-
bedingt zuoberst auf der Prioritätenliste der zimbab-
wischen Regierung steht, belegten die sehr konkreten 
und berührenden Ausführungen von Wedzerai Gwenzi 
und Claris Madhuku (Platform for Youth Development) 
aus Chisumbanje im Südosten Zimbabwes. Eine Etha-
nolfabrik ist dort daran, die Lebensgrundlagen einer 
ganzen Region zu zerstören. Für den grossflächigen An- 
bau von Zuckerrohr werden die Felder zerstört, um die 
BäuerInnen zu vertreiben. All dies im «nationalen Inte-
resse», mit Unterstützung der Regierung und unter Miss- 
achtung der verfassungsmässig verbrieften Rechte der 
Bevölkerung.

Einen anderen Aspekt der Landfrage umriss Ryno 
Filander, ein Farmarbeiter aus dem Westkap, mit sei-
nem eindrücklichen Bericht über die Hintergründe des 
Streiks der FarmarbeiterInnen vom Jahresende 2012, der 
ersten derartigen Kampfaktion. Die FarmarbeiterInnen 
verlangten bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
aber auch die Respektierung ihrer Menschenwürde 
durch die EignerInnen der Betriebe. Filanders Schilde-
rungen machten deutlich, wie stark der Alltag auf den 
Farmen noch durch die Geisteshaltung der Apartheid 
geprägt ist. Die einzige weibliche Referentin, Mercia 
Andrews vom Trust for Community Outreach and Edu-
cation (TCOE), führte aus, dass die Enteignung der 
weissen FarmerInnen im Interesse einer restaurativen 
Gerechtigkeit unumgänglich sei. Diese sollte jedoch 
nicht über Verstaatlichung sondern über Vergesell-
schaftung erreicht werden. Die betroffenen Gemein-
schaften müssten bei diesem Prozess miteinbezogen 
werden.

Im abschliessenden, von Elísio Macamo (Universi-
tät Basel) geleiteten Podiumsgespräch ging es um das 
Prinzip «Willing Buyer – Willing Seller», das den Land-
reformen im südlichen Afrika zugrunde liegt. Dieses 
Prinzip beruht auf der Akzeptanz der kolonialen (ge-
waltsamen) Landnahme und wurde von den Podiums-
teilnehmerInnen als Lösungsmodell einheitlich abge-
lehnt. � •

Oben: Walter Chambati 
(hier mit Lungisile 

Ntsebeza) stellte in einem 
faszinierenden aber nicht 

unumstrittenen Vortrag die 
Resultate von Zimbabwes 

schnellen Landreform dar 
(Bild: Urs Sekinger).

Unten: Mercia Andrews und 
Claris Madhuku (links im 

Bild) gaben Einblick in 
Situation und Kämpfe der 

FarmarbeiterInnen in 
Südafrika und in Zimbabwe 

(Bild: Urs Sekinger).


